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(Nr. 11734.) Verordnung, betreffend die Anrechnung des Kriegsdienſtes auf das Beſoldungs— 
dienſtalter der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen. 
A Vom 30. Dezember 1918. 


uf Grund des Geſetzes über die Anrechnung des Kriegsdienſtes auf das 
Beſoldungsdienſtalter der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
vom 18. Juli 1918 Geſetzſamml. S. 140) wird verordnet: 
Die Anrechnung des Kriegsdienſtes auf das Beſoldungsdienſtalter der 
Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen findet nach folgenden Grund- 
ſätzen ſtatt: 91 


Für Kriegsteilnehmer wird der Dienſtzeit im Schulamt im Sinne des 
§ 34 des Lehrerbeſoldungsgeſetzes auch die vor dem Beginne des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs fallende Zeit des aktiven Militärdienſtes beziehungsweiſe des 
außerdem als Kriegsdienſt im Sinne dieſer Verordnung geltenden Dienſtes hinzu⸗ 
gerechnet, inſoweit infolge des Militär- beziehungsweiſe Kriegsdienſtes die erſte 
eidliche Verpflichtung für den öffentlichen Schuldienſt oder der Eintritt in den 
öffentlichen Schuldienſt ($ 34 Abſ. 3 des Lehrerbeſoldungsgeſetzes) nachweislich 
ſpäter ſtattgefunden hat. a 2 


Kriegsdienſt im Sinne dieſer Verordnung unterbricht nicht die zur Er⸗ 
langung einer Amtszulage nach § 24 Abſ. 2 des Lehrerbeſoldungsgeſetzes erforder 
liche ununterbrochene zehnjährige Dienſtzeit als erſter oder alleiniger Lehrer und 
iſt auf dieſe Zeit inſoweit anzurechnen, als er über die aktive Friedensdienſtpflicht 
hinausgeht. 93 


Kriegsdienſt im Sinne dieſer Verordnung iſt der Dienſt bei dem Heere, 
der Marine, den Schutztruppen vom Tage der Mobilmachung bis zur Demobil. 
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machung oder der Dienft bei der Krankenpflege, ſofern er auf Grund einer auch 
für den Etappendienſt übernommenen Verpflichtung erfolgt, ſowie der Dienſt der 
für die Verwaltung der beſetzten fremden Landesteile zur Verfügung geſtellten 
Lehrer, der vaterländiſche Hilfsdienſt, der auf Grund einer Überweiſung (8 7 
Abf. 3 des Reichsgeſetzes vom 5. Dezember 1916, Reichs-Geſetzbl. S. 1333) 
oder auf Grund einer von der vorgeſetzten Dienſtbehörde ausgeſprochenen Be⸗ 
urlaubung abgeleiſtet iſt, und der während der Kriegszeit geleiſtete Dienſt in dem 
Heere oder der Marine eines mit dem Deutſchen Reiche verbündeten Staates. 

Dem Kriegsdienſt iſt auch die Zeit gleichzurechnen, während welcher ein 
Kriegsteilnehmer der vorbezeichneten Art infolge einer Geſundheitsſchädigung oder 
aus ſonſtigen Gründen über die Demobilmachung hinaus beim Heere uſw. zu⸗ 
rückgehalten werden ſollte. 

Ob und inwieweit ſonſtige Dienſtverrichtungen, welche für unmittelbare 
Zwecke des Heeres, der Marine oder der Schutztruppen oder der verbündet ge⸗ 
weſenen Heere geleiſtet ſind, ſowie die Zeit eines unfreiwilligen Aufenthalts im 
Auslande, den Schutzgebieten oder vom Feinde beſetzten Landesteilen dem Kriegs⸗ 
dienſte gleichgerechnet werden können, beſtimmt das Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium. 


Sa. 

Dem Kriegsdienſte kann bis zum Höchſtmaße von neun Monaten hinzuge⸗ 

rechnet werden die Verzögerung, die eintritt: 

1. infolge einer im Kriegsdienſt erlittenen und über die Zeit nach Beendi⸗ 
gung des Kriegsdienſtes hinaus wirkenden mit Arbeitsunfähigkeit ver- 
bundenen Geſundheitsſchädigung; 

2. bei denjenigen Kriegsteilnehmern, welche ohne Ausbruch des Krieges 
innerhalb eines Jahres ſeit ihrer Einberufung zum Kriegsdienſt oder 
ihrem Eintritt in eine dem Kriegsdienſte gleichzuachtende Tätigkeit zu 
einer für den Eintritt in den Schuldienſt vorgeſchriebenen Prüfung 


6. B. zur Seminarentlaſſungsprüfung, nicht jedoch zur Prüfung für 


die endgültige Anſtellung) hätten zugelaſſen werden können, infolge der 
durch den Kriegsdienſt verurſachten Einbuße in der Beherrſchung des 

zu dieſer Prüfung erforderlichen Lernſtoffs. 
Im Falle zu 2 darf die Anrechnung die Dauer der Kriegsdienſtzeit nicht 
überſchreiten. Die Anrechnung erfolgt durch Beſtimmung des Miniſteriums für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung oder' der durch dieſes bezeichneten Dienſtſtelle. 


8 5. 

Die Anrechnung des vor Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahrs 
liegenden Kriegsdienſtes ſowie derjenigen Zeit, die, ohne daß aktiver Militärdienſt 
vorliegt, dem Kriegsdienſte nach, den Beſtimmungen dieſer Verordnung gleich 
behandelt wird, findet nur ſtatt, ſofern der Lehrer (die Lehrerin) unmittelbar nach 
Beendigung des Kriegsdienſtes im Sinne der §§ 3 und 4 Abſ. 1 Ziffer 1 dieſer 
Verordnung oder der Schulzeit ſich dem demnächſt ergriffenen Beruf im Volks⸗ 
ſchuldienſt oder der Vorbereitung dafür zugewendet hat. 
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Wieweit im Falle eines ſpäteren Berufswechſels eine Anrechnung ſtattfinden 
kann, entſcheidet das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium. 

Eine Anrechnung von Kriegsdienſt im Sinne der §§ 3 und 4 dieſer Ver⸗ 
ordnung findet auch zugunſten von Volksſchullehrern ſtatt, die als ehemalige aktive 
Offiziere des Heeres, der Marine und der Schutztruppen forsie als ehemalige 
aktive Deckoffiziere dee Marine ſich unmittelbar nach Beendigung des Krieges 
oder ihrem früheren Ausſcheiden aus dem Militär-, Marine⸗ oder Schutztruppen⸗ 
dienſt oder der nachfolgenden Schulzeit dem Volksſchuldienſt oder der Vorbereitung 
dafür zugewendet haben. 

Berlin, den 30. Dezember 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Roſenfeld. 


(Nr. 11735.) Verordnung über Weitererhebung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer und 
zur Ergänzungsſtener für das Etatsjahr 1919. Vom 31. Januar 1919. 


Di⸗ Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
GA 
Für das Etatsjahr 1919 werden die Zuſchläge zur Einkommenſteuer und 
zur Ergänzungsſteuer, wie fie durch § 1 des Geſetzes, betreffend die Erhöhung der 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zur Ergänzungsſteuer, vom 8. Juli 1916 
(Geſetzſamml. S. 109) feſtgeſetzt find, weiter erhoben. 
8 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 31. Januar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. Haeniſch. 
Südekum. Heine. Reinhardt. 


r. 11736.) Erlaß der Preußiſchen Regierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent; 
eignungsverfahrens zur Fortführung des Betriebs des der Halleſchen 
Pfännerſchaft, Aktiengeſellſchaft in Halle (Saale), gehörigen Braunkohlen⸗ 
bergwerkes Alt Zſcherben bei Zſcherben im Saalkreiſe. Vom 25. Januar 1919, 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſaamml. S. 159) in der Faſſung der 
Nachträge vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguft 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 
Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Halleſchen Pfänner⸗ 
schaft, Aktiengeſellſchaft in Halle (Saale), zur Fortführung des Betriebs des ihr 
gehörigen Braunkohlenbergwerkes Alt Zſcherben bei Zſcherben im Saalkreiſe durch 
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Erlaß der Preußiſchen Regierung vom 11. Januar 1919 verliehen iſt, Anwen⸗ 
dung zu finden hat. 
Berlin, den 25. Januar 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. 
Haeniſch. Südekum. Heine. Reinhardt. 

(Nr. 11737.) Erlaß der Preußiſchen Regierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde der der Gewerk⸗ 
ſchaft Veſta in Groß Kayna bei Frankleben gehörigen Braunkohlengrube 

A Rheinland bei Groß Kayna im Kreiſe Weißenfels. Vom 25. Januar 1919. 

uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 

Nachträge vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 

(Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) wird 

beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 

Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Gewerkſchaft Veſta in 

Groß Kayna bei Frankleben zur Erweiterung der Abraumhalde der ihr gehörigen 

Braunkohlengrube Rheinland bei Groß Kayna im Kreiſe Weißenfels durch Erlaß der 

Preußiſchen Regierung vom 10. Januar 1919 verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 

Berlin, den 25. Januar 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. 
Haeniſch. Südekum. Heine. Reinhardt. 


(Nr. 11738.) Erlaß der Preußiſchen Regierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Anlegung von Abraumhalden für das der 
Ilſe Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft zu Grube Ilſe N. L. gehörige Braunkohlen⸗ 
bergwerk Erika bei Laubuſch im Kreiſe Hoyerswerda und zum Fortbetriebe 
A der Kohlengewinnung im Felde dieſes Bergwerks. Vom 29. Januar 1919. 
uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Nachträge vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguft 1918 Geſetzſamml. S. 144) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 
Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Ilſe Bergbau 
Aktiengeſellſchaft zu Grube Ilſe N. L. zur Anlegung von Abraumhalden für das ihr 
gehörige Braunkohlenbergwerk Erika bei Laubuſch im Kreiſe Hoyerswerda und zum 
Fortbetriebe der Kohlengewinnung im Felde dieſes Bergwerks durch Erlaß der 
Preußiſchen Regierung vom 8. Januar 1919 verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 
Berlin, den 29. Januar 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. 
Haeniſch. Südekum. Heine. Reinhardt. 
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